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Fehlender Berufsschulstandort für den Ausbildungsberuf Fachangestellte für Medien- 
und Informationsdienste (FaMI) im Regierungsbezirk Detmold 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Auszubildende im Beruf Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste (FaMI) aus dem 
Regierungsbezirk Detmold besuchen derzeit den Berufsschulunterricht am Karl-Schiller-Be-
rufskolleg in Dortmund. Betroffen sind die Fachrichtungen Bibliothek, Archiv, Information und 
Dokumentation sowie Medizinische Dokumentation. 
 
Es gibt keinen Blockunterricht. Die Auszubildenden pendeln zweimal wöchentlich aus ver-
schiedenen Teilen von OWL nach Dortmund. Das Berufskolleg ist über 150 km vom nördlichs-
ten Punkt in OWL entfernt. Hierdurch entstehen für viele Auszubildende erhebliche Pendelzei-
ten. Teilweise beginnen die Anfahrten bereits in den frühen Morgenstunden und enden erst 
am Abend. Insbesondere bei Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs kommt es zusätzlich zu 
Verspätungen und Unsicherheiten. In der Praxis beginnen einzelne Auszubildende ihren Tag 
bereits gegen 6:00 Uhr und kehren teilweise erst gegen 19:00 Uhr zurück. Diese Situation führt 
zu einer faktischen täglichen Gesamtbelastung von deutlich über zehn Stunden.  
 
Die damit verbundene zeitliche Gesamtbelastung wirft Fragen hinsichtlich der Ausbildungs-
qualität, der Belastung der Auszubildenden sowie der Vereinbarkeit mit arbeitszeitrechtlichen 
Vorgaben auf. 
 
Darüber hinaus wird berichtet, dass Auszubildende aufgrund dieser Belastung ihre Ausbildung 
abbrechen. 
 
Bis zum Jahr 2005 bestand mit dem Carl-Severing-Berufskolleg in Bielefeld ein entsprechen-
der Berufsschulstandort in Ostwestfalen-Lippe. Seit dessen Wegfall existiert im gesamten Re-
gierungsbezirk Detmold kein wohnortnahes Beschulungsangebot mehr. Im angrenzenden 
Niedersachsen gäbe es Möglichkeiten, eine wohnortnahe Versorgung sicherzustellen. Einige 
Auszubildende haben sich bereits freistellen lassen und besuchen Berufsschulen in angren-
zenden Nachbarbundesländern. 
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Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8177 mit Schreiben vom  
21. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales beantwortet. 
 
 
1. Wie viele Auszubildende im Beruf Fachangestellte für Medien- und Informations-

dienste aus dem Regierungsbezirk Detmold besuchen derzeit das Karl-Schiller-
Berufskolleg in Dortmund? (bitte aufgeschlüsselt nach Wohnort, Ausbildungsjahr 
und Fachrichtung) 

 
Im Schuljahr 2025/2026 besuchen laut den Amtlichen Schuldaten 36 Auszubildende mit einem 
Wohnort im Regierungsbezirk Detmold das Karl-Schiller-Berufskolleg in Dortmund im Beruf 
Fachangestellte/-r für Medien- und Informationsdienste. 
 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung die täglichen Pendelzeiten der betroffenen Aus-

zubildenden, insbesondere im Hinblick auf die Ausbildungsqualität, den Gesund-
heitsschutz oder arbeitszeitrechtliche Vorgaben? 

 
Pendelzeiten werden grundsätzlich nicht als Arbeitszeit nach dem Arbeitszeitgesetz bewertet. 
Ausnahmen bestehen in besonderen Konstellationen, z. B. wenn die Fahrtzeit betrieblich ver-
anlasst ist. Die Fahrtzeit zwischen Wohnort und Berufsschule ist keine vom Arbeitgeber ver-
anlasste Fahrtzeit und somit auch nicht als Arbeitszeit zu werten. 
 
Eine konkrete Bewertung zu möglichen Auswirkungen von Pendelzeiten der betroffenen Aus-
zubildenden ist nicht möglich, da diesbezüglich keine Erkenntnisse vorliegen. 
 
 
3. Warum gibt es in OWL keinen Berufsschulstandort für den Ausbildungsberuf 

Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste? 
 
Die jährlichen Zahlen der Auszubildenden aus dem Regierungsbezirk Detmold haben bisher 
nicht für eine Klassenbildung bzw. die Einrichtung einer Fachklasse ausgereicht. Der für die 
Einrichtung der Fachklassen im Regierungsbezirk zuständigen Bezirksregierung Detmold lie-
gen keine Anträge von Seiten der Schulträger oder Anfragen der zuständigen Stellen zur Ein-
richtung von Fachklassen im Regierungsbezirk vor. 
 
 
4. Welche Mindestanzahl an Auszubildenden ist nach Auffassung der Landesregie-

rung erforderlich, um einen eigenständigen Berufsschulstandort für den Ausbil-
dungsberuf Fachangestellte für Medien- und Informationsdienste einzurichten? 

 
Klassen werden auf der Grundlage von Klassenfrequenzrichtwerten, Klassenfrequenzhöchst-
werten und Klassenfrequenzmindestwerten gebildet. Die Zahl der Schülerinnen und Schüler 
einer Klasse soll den Klassenfrequenzrichtwert nicht unterschreiten. Die Zahl der Schülerinnen 
und Schüler darf nicht über dem Klassenfrequenzhöchstwert und nicht unter dem Klassenfre-
quenzmindestwert (50 v.H. des Klassenfrequenzhöchstwertes) liegen. 

 
In der Berufsschule (Fachklassen) beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 22 und der Klassen-
frequenzhöchstwert 31 (§ 6 Absatz 9 Verordnung 
zur Ausführung des § 93 Abs. 2 Schulgesetz). Damit liegt der Klassenfrequenzmindestwert 
gerundet bei 16 Schülerinnen und Schülern. Die Errichtungsgröße entspricht mangels ander-
weitiger gesetzlicher Bestimmungen zur Mindestgröße dem Klassenfrequenzrichtwert. 
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Laut der zuständigen oberen Schulaufsicht der Bezirksregierung Detmold wird für die Geneh-
migung eines neuen Bildungsgangs dem Klassenfrequenzrichtwert von 22 Schülerinnen und 
Schülern gefolgt. 
 
 
5. Welche alternativen Beschulungsmodelle für Auszubildende aus Ostwestfalen-

Lippe –z.B. Blockunterricht, Beschulung an einem näheren Standort in Nachbar-
bundesländern, Hybridunterricht oder Kooperationen mit bestehenden Berufskol-
legs in der Region –wurden seitens der Landesregierung geprüft? 

 
Gemäß § 5 Absatz 11 Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg (APO-BK), Anlage A 
kann die oberste Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit dem für Arbeit zuständigen Mi-
nisterium für einen oder mehrere Ausbildungsberufe gemeinsam Blockzeiten festlegen. Im Üb-
rigen entscheidet über die Einführung oder Aufhebung von Blockunterricht die Schule im Be-
nehmen mit dem Schulträger und den nach dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerks-
ordnung für die Berufsausbildung zuständigen Stellen. Werden vom Schulträger oder den für 
die Berufsausbildung zuständigen Stellen Bedenken erhoben, bedarf die Entscheidung der 
Genehmigung der oberen Schulaufsichtsbehörde. 
 
Über den Abschluss von sogenannten bilateralen Vereinbarungen können Auszubildende aus 
Nordrhein-Westfalen, somit auch aus der Region Ostwestfalen-Lippe, eine Berufsschule in 
einem anderen Bundesland anstelle der eigentlich zuständigen Berufsschule besuchen. Vo-
raussetzung ist immer das Vorliegen von triftigen Gründen. Ein Schulwechsel in ein anderes 
Bundesland wird in der Regel genehmigt, 
 
• wenn ein unzumutbarer Schulweg vorliegt: Der Hin- und Rückweg mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln dauert insgesamt mehr als 3 Stunden (sofern kein Blockunterricht angebo-
ten wird) oder der Weg beginnt regelmäßig vor 06:00 Uhr.  

 
• wenn ein besonderes Bildungsangebot in dem anderen Bundesland vorliegt: Das auf-

nehmende Bundesland bietet beispielsweise Zusatzqualifikationen oder fachrichtungs-
bezogene Vertiefung, die in Nordrhein-Westfalen nicht angeboten werden oder nicht zu-
mutbar erreichbar sind.  

 
• wenn ein Härtefall vorliegt (z. B. bei sozialen oder pädagogischen Gründen, Einzelfall-

prüfung). 
 
Die Antragstellung erfolgt durch den Auszubildenden mit Zustimmung der/des Ausbildenden 
und wird bei der ursprünglich zuständigen Berufsschule eingereicht. Die Prüfung erfolgt vorab 
durch die zuständige Bezirksregierung und wird zur endgültigen Genehmigung an das Minis-
terium für Schule und Bildung weitergegeben, das je nach Prüfergebnis die sogenannte bila-
terale Vereinbarung mit dem zuständigen Ministerium des anderen Bundeslandes abschließt.  
 
Wenn eine duale Ausbildung aufgenommen wird, werden laut der zuständigen Bezirksregie-
rung Detmold zuerst alle Möglichkeiten einer ortsnahen Beschulung geprüft, bevor es zu einer 
Zuweisung in bezirksübergreifende Klassen kommt oder eine länderübergreifende Anfrage er-
folgt. 
 
Beschulungsmodelle bietet der Erlass BASS 10-11 Nr. 2 „Genehmigung von Schulträgerbe-
schlüssen zur Errichtung und Erweiterung von Fachklassen des dualen Systems an Berufs-
kollegs durch die obere Schulaufsichtsbehörde (Flexibilisierungserlass)“. Mit diesem Erlass 
hat das Ministerium für Schule und Bildung den Rechtsrahmen insbesondere auf die Erforder-
nisse der nachhaltigen Sicherstellung des Klassenfrequenzmindestwertes im ländlichen Raum 
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ausgerichtet. Beispielhafte Maßnahme zur Flexibilisierung der Fachklassenbildung ist die Be-
schulung von Ausbildungsberufen in Kooperation zwischen zwei oder mehr Berufskollegs. 
Durch die 7. Änderungsverordnung der APO-BK (aus dem Jahr 2024) ist es den Berufskollegs 
außerdem möglich, Präsenz- und Distanzunterricht in einem festgelegten Rahmen miteinan-
der zu verknüpfen. Durch diese Möglichkeit des Hybridunterrichts können Lernortkooperatio-
nen auch berufskollegübergreifend ermöglicht und die Fachklassenbeschulung im ländlichen 
Raum gesichert werden. 
 
 


